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Dänemark An einigen Gymnasien
dürfen Schülerinnen und Schü-
ler im Abitur künftig in der Eng-
lisch-Prüfung auf künstliche In-
telligenz (KI) zurückgreifen. Das
Bildungsministerium in Kopen-
hagen erklärte gestern, es sei ein
«Experiment»,das nurdiemünd-
liche Prüfung betreffe. Sobald die
Aufgabe gestellt sei, hätten die
Prüflinge eine Stunde Vorberei-
tungszeit, in der sie «alle verfüg-
baren Mittel, auch KI», nutzen
dürfen.Danachmüssten sie einen
mündlichen Vortrag halten. (red)

KI erobert den
Prüfungsalltag Pole Dance anMast

endet vor Gericht
Türkei Eine Touristin hat einen
Fahnenmastmit derNationalflag-
ge als Pole-Dance-Stange genutzt
– nun ermittelt die Polizei.Vorge-
worfenwird ihrdie «Herabwürdi-
gungdes Staates undderFlagge»,
wie dasGouverneursamtderPro-
vinzNevsehirmitteilte.DasVideo
zeigt die Frau in Sportkleidung,
wie sie kopfüber an der Fahnen-
stange turnt.DerClip aus Kappa-
dokien ging in sozialen Medien
viral. Laut Strafgesetzbuch dro-
hen bis zu vier Jahre Haft. Ihre
Nationalität ist unbekannt. (DPA)

Auch das noch!

Ungewöhnlicher Versöhnungs-
akt: Nach heftiger Kritik an ei-
nemSandalen-Design hatAdidas
in Südmexiko öffentlich umVer-
zeihung gebeten. Karen Gonzá-
lez,Vertreterin vonAdidasMexi-
ko, entschuldigte sich in der Ge-
meinde Villa Hidalgo Yalálag im
Bundesstaat Oaxaca. Dem Un-
ternehmenwar kulturelleAneig-
nung vorgeworfen worden.

Die Entschuldigung erfolgte
nicht nüchtern im Büro, son-
dern bei einer Feier mit Musik

und Tanz. Ureinwohner in tra-
ditioneller Kleidung präsentier-
ten die handgefertigten Huara-
che-Sandalen, die als Vorbild für
die umstrittenen «Oaxaca Slip-
On» dienten. Entworfen hatte
dasModell der US-DesignerWil-
lyChavarria. Präsidentin Claudia
Sheinbaum kritisierte, dass eine
Tradition ohne Zustimmung der
Schöpferkommerzialisiertwerde.

Nach einem Treffen mit Be-
hörden verlas González einen
Entschuldigungsbrief vor den

Einwohnern. «Wir verstehen,
dass diese Situation Ärger ver-
ursacht haben könnte, und ent-
schuldigen uns öffentlich dafür»,
sagte sie im Namen von Adidas.
«Wir werden es in Zukunft ver-
meiden, ohne IhreAnleitung und
Zusammenarbeit zu handeln»,
versprach sie. Das Kulturminis-
terium von Oaxaca sprach von
einem «historischenAkt derAn-
erkennung». Adidas teilte mit,
das Produkt sei bisher nicht ver-
marktet worden. (DPA)

Adidas entschuldigt sichmit Tanz undMusik
Mexiko Der Sportartikelriese geriet wegen eines Designs in die Kritik indigener Gemeinden.

Traditionelle Huarache-Sandalen
aus Oaxaca. Foto: AFP

Die Berliner Pandas Leni und
Lottihaben zumGeburtstag eine
besondere Köstlichkeit bekom-
men – nämlich Eismurmeln aus
Randen- und Karottensaft. Die
Zwillinge hätten neugierig dar-
an geschleckt, eine Bambusker-
ze erklommen und ausgelassen
miteinander gerangelt, teilte der
Zoo mit. Die Pandabären waren
vor genau einem Jahr zur Welt
gekommen. Seitdem hätten sie

eine beeindruckende Entwick-
lung durchlaufen. «Ihr Geburts-
gewichtvonunter200ghaben sie
inzwischenmehrals verhundert-
facht», hiess es in derMitteilung.
«Heute bringen die beiden Pan-
damädchen jeweils rund 21 Kilo-
gramm auf dieWaage.»

Der deutsche Schauspieler Jimi
Blue Ochsenknecht ist in dem
Prozess in Österreich um eine
jahrelang unbezahlte Hotelrech-
nung ohne Verurteilung und
ohne Strafregistereintrag davon-
gekommen. Im Gegenzug muss
der 33-jährige Reality-TV-Dar-
steller eineGeldbussevon 18’000
Euro zahlen. Er kommt damit
auch um eine Haftstrafe herum,
denn schwerer Betrug kann in
Österreich mit bis zu drei Jahren
Haft bestraft werden. Zuvor ent-
schuldigte sich der Schauspieler
mit einem Handschlag bei dem
Tiroler Hotelbetreiber, dem er
bis vor einigen Wochen knapp
14’000 Euro schuldig geblieben
war. «Entschuldigung angenom-
men», sagte der Hotelier. In dem
nur90-minütigen Prozesswurde

ein vorläufiger Schlussstrich un-
ter eine Justizgeschichte gezogen,
die Ende 2021 in dem Vierstern-
betrieb nahe der bayerischen
Grenze begonnen hatte. (DPA)
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Scheinwerfer

Yann Cherix

Gestern Morgen kurz nach fünf
Uhr. Am Horizont zeigt sich der
Tag vage, noch ist es dunkel in
den Bergtälern im Wallis. Ein
Helikopter fliegt. Dann erfasst
sein Lichtkegel zwei Menschen
in Not. In 4000 Meter Höhe. Mit
dem Anflug der Bergretter en-
det für die zwei eine lange, kal-
te Nacht auf demBreithorn.Und
es endet im Guten.

Lange war das dort oben an
der schweizerisch-italienischen
Grenze aber nicht sicher. Das
Wetter hatte nicht mitgespielt
– wie so oft in dieser alpinen
Wildnis.Dazu ist die Überschrei-
tung dieses 4000er-Bergs nur für
geübte Alpinisten und Alpinis-
tinnen geeignet. Mehrere Gra-
te müssen passiert werden, es
gibt heikle Stellen zum Absei-
len.Die Routewird oft gebraucht,
um Personen auf die Besteigung
des nahen Matterhorns vorzu-
bereiten.

Mit welchem Plan die beiden
Deutschen aufs Breithorn stie-
gen, ist noch unklar. Sicher ist:
Sie waren gut ausgerüstet, ver-
fügten über Tourenerfahrung.
Doch sie hatten sich keinen op-
timalen Tag ausgewählt.

Derzeit herrscht in der Re-
gion akute Lawinengefahr. Am
Donnerstag kam zudem starker
Wind auf, und die Sicht wurde
immer schlechter. Dichte, graue
Regenwolken drängten sich an
die Bergflanken.

Einsatz eines Helikopters
war unmöglich
Und dann passierte den zwei
Alpinisten in grosser Höhe das
Malheur. Beim Abstieg verfing
sich nach aktuellen Erkenntnis-
sen ein Seil in einemHaken.Und
sie hatten kein Seil mehr, um ih-
renAbstieg fortzusetzen. Es ging
also für die beiden nicht mehr
weiter. Die Deutschenwaren auf
der italienischen Seite des Bergs
blockiert. Und brauchten drin-
gend Hilfe.

Am Donnerstag um die Mit-
tagszeit kam der Notruf rein.
Paolo Comune nahm ab. Er ist
der Chef der Bergrettung Val-
dostano. Er sagt: «Eswar schnell
klar, dass sich die beiden nicht
mehr selber befreien konnten.»

Comune schickte ein Team
los. Zu Fuss machten sich die
Spezialisten vom Aostatal aus
auf den Weg. Der Einsatz eines

Helikopters war unmöglich, zu
viel Wind.

Doch bald kam auch das ita-
lienische Rettungsteam nicht
mehr weiter. Nur noch ein paar
Hundert Meter von den Hilfesu-
chenden entfernt, mussten sie
stoppen. Ein Couloirwarmit viel
Schnee gefüllt, bis zu denHüften
reichte dieser. Dazu drohten von
oben Lawinen.

Paolo Comune wollte dieses
Risiko für seine Leute nicht ein-
gehen, der Chef pfiff sie von der
Einsatzzentrale aus zurück.

Comune wusste, was dies für
die beiden Deutschen oben be-
deutete: eine Nacht in der Kälte.

«Wir waren ständig in Kontakt
mit ihnen. Und sagten den bei-
den, dass sie auf der kleinen
Plattform, auf der sie standen,
ein Schneeloch graben sollten,
um darin ein wenig Schutz zu
finden.» Nun blieb nur noch
eines: Warten auf besseresWet-
ter. Die Temperaturen waren
da längst im Minusbereich, das
Breithorn lag in dichtem Nebel.
Das Duo musste irgendwie die
Nacht überleben.

GegenMitternacht zog plötz-
lich noch mehr Wind auf. Die
Temperaturen sanken weiter,
doch der Nebel begann sich zu
lichten.

Gegen fünf Uhr war es dann so
weit. Paolo Comune konnte den
Helikopter losschicken. Die in
Not Geratenen konnten gerettet
werden. Sie wurden direkt ins
Spital von Aosta gebracht, stark
unterkühlt, aber ohne grosse
Verletzungen.

«Ein Profi meistert das
in fünfMinuten»
Der italienische Rettungschef
hatte noch keinenKontakt zu den
Geretteten. «Es geht ihnen den
Umständen entsprechend aber
gut», sagt er. Auch Anjan Truf-
fer hat dieAktion seiner italieni-
schen Kollegen aufmerksammit-

verfolgt. Er ist auf der anderen
Seite der Chef der Bergrettung.
Der Zermatter sagt: «Eine vor-
bildlich durchgeführte Rettungs-
aktion.» Für die beiden Alpinis-
ten hat er aber keine lobenden
Worte. Dass sich ein Seil verfan-
ge,meint er, komme immerwie-
der mal vor. «Mit etwas Erfah-
rung lässt sich das in der Regel
selbst lösen. Ein Profi meistert
das in fünf Minuten.»

Truffer will sich aus der Dis-
tanz und ohne weitere Erkennt-
nisse aber kein abschliessendes
Urteil anmassen. Sein Mantra
bleibt: «Schätze dich und den
Berg richtig ein.»

Sie sind allein amBerg –
dann verfängt sich plötzlich das Seil
Wallis Zwei deutsche Bergsteiger gerieten am Breithorn in Not. Viele Stunden lang war die Rettung unmöglich.
Protokoll eines Dramas voller Kälte, Wind und Gefahr.

Das Breithorn bei Zermatt: Die Besteigung des 4000ers ist relativ einfach, die Überquerung aber nur für sehr Geübte. Foto: Christian Beutler (Keystone)

Paolo Comune, Rettungschef Valdostano. Foto: PD Die Retter des Soccorso Alpino Valdostano. Foto: SAV
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In der Berichterstattung zur
Uni-Finanzierungs-Initiative
wird behauptet, die Initianten
würden zwei wesentliche
Punkte übersehen. Erstens
würden die Initianten den
«Standortvorteil» verkennen.
Deshalb sei es richtig, dass
Baselland mehr bezahle als
andere Kantone.

Niemand bestreitet, dass die
Universität Basel für die Region
– nicht nur für die beiden Basel
– ein Standortvorteil ist. Dieser
hat jedoch mit der ungenügen-
den Finanzierung der Universi-
tät durch die Nicht-Trägerkan-

tone nichts zu tun. Ein Stand-
ortvorteil vergrössert die
finanzielle Leistungsfähigkeit
des Standortkantons.

Basierend auf den kantonalen
Leistungsfähigkeiten findet
durch den Ressourcenaus-
gleich, eines der fünf Instru-
mente des nationalen Finanz-
ausgleichs, eine Umverteilung
von Geldern zwischen den
Kantonen statt. Zweck dieser
Übung ist es, dass jeder Kanton
genügend finanzielle Mittel hat,
um seine Aufgaben wahrneh-
men zu können – zum Beispiel
im Bereich Bildung.

Ein Standortvorteil der Uni
Basel wird daher im Rahmen
des nationalen Finanzaus-
gleichs berücksichtigt. Es ist
deshalb ein alter Systemfehler,
dass die beiden Basel pro
Studierenden 4- bis 5-mal
mehr bezahlen müssen als
beispielsweise unsere beiden
Nachbarkantone Aargau und
Solothurn. Diese schicken
zusammen etwa so viele Stu-
dierende an die Uni Basel wie
Basel-Stadt und beziehen 2025
947 Millionen Franken aus dem
Ressourcenausgleich, während
Basel-Stadt 223 Millionen
Franken einschiesst.

Zweitens würden die Initianten
die «realpolitische Unmöglich-
keit, Nicht-Hochschulkantone
davon zu überzeugen, mehr zu
bezahlen», verkennen, da auf
Bundesebene entsprechende
Vorstösse «krachend geschei-
tert» seien.

Hier kommt das fünfte
Instrument des nationalen
Finanzausgleichs zum Zug: die
«Verstärkte Zusammenarbeit
unter den Kantonen».
Die Bundesverfassung sieht
seit dem Jahr 2008 in Art. 48a
vor, dass die Bundesversamm-
lung Kantone zur Beteiligung

an interkantonalen Verträgen
wie dem Universitätsvertrag
zwischen den beiden
Basel verpflichten kann.
Dazu bräuchte es aber einen
Antrag z. B. des Kantons
Basel-Landschaft. Seit siebzehn
Jahren hat dieser keinen
solchen Antrag gestellt.
Unsere Gemeindeinitiative
verlangt nun, dass endlich
gehandelt wird.

Falls die Bundesversammlung,
in welcher die Hochschul
kantone zwar zahlenmässig
die Mehrheit stellen, aber
eine Minderheit der Stände

vertreten, sich dem Anliegen
verweigern sollte, müsste der
nationale Finanzausgleich
insgesamt als gescheitert
betrachtet werden. Der Kanton
Basel-Stadt müsste sich in
einer solchen Situation fragen,
weshalb er noch in den natio-
nalen Ressourcenausgleich
einzahlen soll.

Die «Milchbüechli-Rechnung» geht eben doch auf
Ein Systemwechsel bei der Uni-Finanzierung sei unrealistisch, schreibt ein BaZ-Journalist. Das stimmt jedoch nicht.

Gastbeitrag

Benjamin Wirth

In der Regel sagt man dem Ba-
selbieter ja nach, er sei bedäch-
tig, wolle erst einmal «luege»,
bevor er sich auf etwas festlege
und einen Entscheid fälle. Für
Gerhard Schafroth, den ehema-
ligen Landrat der Grünlibera-
len, trifft das hingegen kaum
zu. Zumindest wenn es um die
gegenwärtige Krise bei der Ba-
sellandschaftlichen Kantonal-
bank (BLKB) geht, ist dem Fi-
nanzexperten längst klar, wie
es weitergehen müsste. Nach-
dem die BLKB bei ihrer Tochter-
gesellschaft Radicant eineWert-
berichtigung in der Höhe von
105,5 Millionen Franken vorneh-
men musste, macht der 67-jäh-
rige Anwalt und diplomierte
Steuerberater einen brisanten
Vorschlag. Er ist überzeugt: Die
aktuelle Situation verlangt ein
radikales Umdenken.

Herr Schafroth,
wer trägt aus Ihrer Sicht die
Hauptverantwortung für das
Radicant-Debakel?
Das ist aktuell noch schwierig
zu sagen.

Finden Sie?
DerVerwaltungsratspräsident
und der CEO der BLKB sind
bereits zurückgetreten.
Das sagt vorerst nur wenig aus.
Möglich,dass die beidennurBau-
ernopfer sind, um von der Ver-
antwortung des Kantons abzu-
lenken. Daher ist es von erheb-
lichem öffentlichem Interesse,
was FinanzdirektorAnton Lauber
und die parlamentarische Fi-
nanzkommission, die eine direk-
te Aufsicht über die BLKB hätte
ausüben sollen, zu sagen haben
und wie sie auf kritische Fragen
antworten. Doch das Grundpro-
blem ist ein anderes.

Und zwar?
Es fehlt der Blick aufs Wesentli-
che. Damit sich die BLKB gegen-
über ihrenKonkurrenten auf dem
freien Markt langfristig wirk-
lich erfolgreich entwickeln kann,
muss sie sichvon den Fesseln des
Kantons lösen.

Mit anderenWorten: Sie wollen
die Staatsgarantie aufheben.
Ja.Aktuell kann es sich die BLKB
durch die hohe Subventionie-
rung der Staatsgarantie und der
Steuerfreiheit leisten, weniger
effizient als ihre Konkurrenten
zu wirtschaften. Ein Riesenvor-
teil. Sie kann Reserven anlegen,
mit denen sie mehr oder weni-
ger frei hantiert. Zudem hat sie
erhebliche finanzielle Mittel zur
Verfügung, die sie nach eigenem
politischem oder gesellschaft-
lichem Gutdünken, aber ohne
jegliche demokratische Kontrol-
le verteilen kann. Dass die BLKB
mit Radicant eine elektronische
Bank aufgebaut hat, die keinen

Bezug zum Baselbiet hat, ist der
Beweis dafür.

Warum ist das ein Problem?
Mit der Staatsgarantie tragen die
Baselbieter Steuerzahler gros-
se Risiken einer zumindest in-
terkantonal tätigen Bank. Soll-
te es zu einer massiven Krise
kommen, haftet der Kanton für
die Verbindlichkeiten des Unter-
nehmens.

Dafür liefert die Bank jährlich
Millionenbeträge in die
Staatskasse ab. Darauf müsste
der Kanton verzichten,
wennman die Vereinbarung
aufhebenwürde.

Würde der Kanton die Staats-
garantie beenden, könnte er die
Bank als Erstes teilweise oder
ganz verkaufen und damit ei-
nen substanziellen Teil seiner
Schulden tilgen. Der Börsenwert
der BLKB beläuft sich aktuell
auf rund 1,9 Milliarden Franken.
Die Bank selber käme damit zu-
dem in die Lage, sich mit ande-
ren Banken, etwa den Kantonal-
bankenvonBern oderderWaadt,
die heute schon keine Staatsga-
rantie mehr haben, zusammen-
zuschliessen.

Sie selbst wissen, dass solche
Milliardenbeträge endlose
Begehrlichkeitenwecken.

Warum sollten unsere Politiker
mit so viel Geld umgehen
können?
Warum sollten sie nicht? Um-
gekehrt ist es bestimmt nicht
schlauer, dass der Kanton fast
sein ganzes freies Vermögen in
einem einzigen Unternehmen
und dazu erst noch imHochrisi-
kobereich der Banken angelegt
hat. Kein vernünftiger Finanz-
berater rät einem Kunden, sein
Geld in einem einzigen Produkt
anzulegen.

Vergessen Sie nicht den
gesellschaftlichenAspekt?
Die BLKB ist in der Region
tief verankert, viele Baselbieter
sind stolz, ein Teil davon
zu sein.
Das stimmt. Doch die Baselbie-
ter hängen an ihrer BLKB und
vertrauen ihr vor allem deshalb
ihr Geld an, weil diese Bank we-
gen derStaatsgarantie eben nicht
in Konkurs fallen kann. Dabei ist
die Staatsgarantie letztlich nicht
mehr als eine grosse Selbsttäu-
schung, die bisher gut vermark-
tet worden ist.

Wiemeinen Sie das?
Geht es der BLKB so schlecht,
dass sie vomKanton saniertwer-
den muss, schiesst dieser das
Geld seiner Steuerzahler in die
Bank ein. Davon profitieren die
Bankkunden, die typischerwei-
se selbst imKanton Steuerzahler
sind. Faktisch zahlen die gefähr-
deten Kunden der BLKB also die
Sanierung ihrer eigenen Bank.
Und wenn es um Kunden aus-
serhalb des Kantons geht, finan-
zieren die Baselbieter Steuerzah-
ler sogar noch deren ausserkan-
tonalen Anteil mit. Das macht

überhaupt keinen Sinn. Bei ei-
nem Verkauf hätte der Kanton
ausserdem sofort weitere Steu-
ereinnahmenvon derBLKB–wie
von allen anderenUnternehmen
im Baselbiet auch.

Machen Sie nicht
einen Denkfehler?
Das Radicant-Debakel zum
Beispiel hätte sich ja nicht
automatisch durch Beendigung
der Staatsgarantie gelöst.
Nicht direkt.Aber durch denVer-
kauf der BLKB wäre der Kan-
ton ein sehr grosses Risiko los
und die Bank ihrerseits von den
enormen Einschränkungen und
der politischen Einmischung be-
freit. Schauen Sie: Dass die BLKB
sich digitalweiterentwickelnwill,
erscheint ja durchaus sinnvoll.
Aber der Kanton als Eigentümer
ist mit der Führung seiner Bank
in einemhoch kompetitiven, sich
schnell entwickelnden, internati-
onalen Markt komplett überfor-
dert. Je schneller sich derKanton
von der BLKB löst, desto grösser
sind die Erfolgsaussichten der
Bank unddesto kleiner ist das Ri-
siko des Kantons, rasch viel Geld
zu verlieren.

Wennman Ihnen zuhört, stellt
man sich zwangsläufig die
Frage: Haben Kantonalbanken
überhaupt noch eine Zukunft?
Das ist in derTat ein guter Punkt.
Bereits heute steckenviele Kanto-
nalbanken – auch die BLKB – in
einemDilemma.Sie sind so gross,
dass sie ein gewisses Gewicht ha-
ben. Zugleich sind sie zu klein,
umdie Kosten auf genügendvie-
le Kunden verteilen zu können.
Zudem spricht momentan eini-
ges dafür, dass sich die Schweiz
der EU annähern wird. In deren
Augen hat eine Staatsgarantie für
eine gewerbliche Bank in einem
freien Wettbewerb keinen Platz.
Es dürfte also nur eine Frage der
Zeit sein, bis die kantonalen Ga-
rantien für alle Kantonalbanken
in der ganzen Schweiz für unzu-
lässig erklärt werden. Das Radi-
cant-Debakel ist daher eine Chan-
ce für die BLKB und den Kanton,
dieWeichen für eine erfolgreiche
Zukunft zu stellen.

«Durch den Verkauf der BLKBwäre der Kanton
ein sehr grosses Risiko los »
Radicant-Debakel Gerhard Schafroth war einer der gefragtesten Finanzpolitiker im Baselbiet. Nun sagt er, dass die Abhängigkeit
zwischen Staat und Kantonalbank keine Zukunft mehr hat.

«Die BLKB muss sich von den Fesseln des Kantons lösen»: Gerhard Schafroth. Foto: Dominik Plüss

«Faktisch zahlen
die gefährdeten
Kunden der BLKB
die Sanierung ihrer
eigenen Bank.»

Thomas
Zumbrunn
Gemeindepräsident von
Rünenberg und Initiant
der Gemeindeinitiative
zur Uni-Finanzierung


